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Präambel 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft SELBSTHILFE von Menschen mit Behinderung, chroni-
scher Erkrankung und ihren Angehörigen e.V. (BAG SELBSTHILFE) ist die Vereinigung 
der Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen und ihrer Ange-
hörigen in Deutschland. In Ausgestaltung des Sozialstaatsgebots des Grundgeset-
zes tritt die BAG SELBSTHILFE unter den Grundsätzen der Selbstbestimmung, Selbst-
vertretung, Normalisierung, Inklusion und Teilhabe für die rechtliche und tatsächliche 
Gleichstellung behinderter und chronisch kranker Menschen ein. 

Durch sozialpolitische Einflussnahme auf allen staatlichen Ebenen sowie durch Aufklä-
rung und Information der Öffentlichkeit wirkt die BAG SELBSTHILFE darauf hin, behin-
derte und chronisch kranke Menschen an allen sie betreffenden Entscheidungen wirk-
sam zu beteiligen. 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen Bundesarbeitsgemeinschaft SELBSTHILFE von Menschen 
mit Behinderung, chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e.V. (BAG SELBST-
HILFE). 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Bonn. 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Struktur und Selbstverständnis 

(1) Die BAG SELBSTHILFE besteht aus Verbänden, die behinderte und chronisch 
kranke Menschen und ihre Angehörigen auf Bundesebene zusammenschließen 
(Bundesverbände) sowie aus den Zusammenschlüssen solcher Verbände mit einer 
der BAG SELBSTHILFE entsprechenden Mitgliederstruktur und Zielrichtung auf 
Landesebene (Landesarbeitsgemeinschaften). 

(2) Die BAG SELBSTHILFE versteht sich als Interessenvertretung behinderter und 
chronisch kranker Menschen in der Bundesrepublik Deutschland und setzt sich für 
die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention ein. Die BAG SELBSTHILFE 
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vertritt die gemeinsamen Anliegen ihrer Mitgliedsorganisationen gegenüber Re-
gierung, Parlament, europäischen Behörden und gesellschaftlichen Gruppen und 
unterstützt ihre Mitgliedsorganisationen in deren Arbeit. Sie arbeitet auf interna-
tionaler Ebene mit Organisationen gleicher Zielsetzung zusammen. Die BAG 
SELBSTHILFE ist kirchlich und parteipolitisch nicht gebunden. 

 

§ 3 Aufgaben 

Zur Verwirklichung des selbstbestimmten Lebens behinderter und chronisch kranker 
Menschen in der Gesellschaft und des in § 2 formulierten Selbstverständnisses über-
nimmt die BAG SELBSTHILFE insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Vertretung der Anliegen behinderter und chronisch kranker Menschen in der Öf-
fentlichkeit, 

b) Pflege und Stärkung des sozialen Bewusstseins der Bevölkerung, 

c) Erfahrungsaustausch, Koordinierung gleichartiger Bestrebungen und Durchfüh-
rung gemeinsamer Aktionen der Mitgliedsverbände, 

d) Förderung von Zusammenschlüssen i. S. des § 2 Abs. 1 auf Bundes- und Landes-
ebene, 

e) Einwirkung auf Regierung und Parlament zur Anregung gesetzlicher Regelungen 
sowie bei der Beratung und Änderung bestehender Gesetze, die behinderte und 
chronisch kranke Menschen betreffen, 

f) Interessenvertretung in den Bereichen, die Angelegenheiten behinderter und 
chronisch kranker Menschen betreffen, 

g) Zusammenarbeit mit allen öffentlichen und privaten, kirchlichen und wissen-
schaftlichen Organisationen mit vergleichbarer Zielsetzung, Mitwirkung in Fach-
organisationen sowie Anregung und Unterstützung von Wissenschaft und For-
schung, 

h) Durchsetzung der durch die Behinderung oder chronische Erkrankung bedingten 
Ansprüche von Menschen, die Mitglieder der angeschlossenen Verbände oder ih-
rer Untergliederungen sind, gegenüber Sozialleistungsträgern sowie vor den Ver-
waltungs- und Sozialgerichten, 

i) Erstberatung und -information der Mitgliedsverbände zu vereinsrechtlichen Fra-
gen und zu Fragen der Förderung, 

j) Mitwirkung in der Stiftung „Selbstbestimmt leben“. 

 



 

 

 

 

4 
 

§ 4 Gemeinnützigkeit 

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
der für die Gemeinnützigkeit geltenden Vorschriften. Etwaige Gewinne dürfen nur für 
die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Ge-
winnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen 
aus Mitteln des Vereins. Keine Person darf durch Verwaltungsausgaben, die dem 
Zweck des Vereins fremd sind, oder durch eine unverhältnismäßig hohe Vergütung be-
günstigt werden.  

 

§ 5 Mittel des Vereins 

(1) Mittel zur Erfüllung seiner Aufgaben erhält der Verein durch 

a) Mitgliedsbeiträge  

b) private Spenden 

c) Zuwendungen der öffentlichen Hand 

d) Erträge aus Vereinsvermögen 

e) Zuwendungen von Stiftungen und Organisationen 

f) Gebühren für die Inanspruchnahme besonderer Beratungs- und Unterstüt-
zungsleistungen  

g) Umlagen 

Insbesondere können anfallende Kosten im Rahmen der Mitgliedschaft der 
BAG SELBSTHILFE und ihrer Mitgliedsverbände im Deutschen Behindertenrat 
auf die Mitglieder umgelegt werden. 

Die maximale Höhe aller Umlagen beträgt einen Jahresmitgliedsbeitrag, je-
doch nicht mehr als 5.000,- € p.a. 

h) sonstige Einkünfte. 

(2) Es wird ein Jahresbeitrag erhoben. Seine Höhe wird von der Bundesmitglieder-
versammlung festgesetzt. Gebühren für die Inanspruchnahme besonderer Bera-
tungs- und Unterstützungsleistungen werden auf der Basis einer vom Bundesvor-
stand vorzuschlagenden und von der Mitgliederversammlung zu beschließenden 
Gebührenordnung erhoben.  
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Zur Erhebung einer Umlage ist die Zustimmung der Mitgliederversammlung mit 
2/3-Mehrheit der anwesenden Mitglieder erforderlich.  

 

§ 6 Landesarbeitsgemeinschaften 

(1) Die BAG SELBSTHILFE wirkt darauf hin, dass in allen Bundesländern Landesar-
beitsgemeinschaften bestehen. Die gebietsmäßige Begrenzung der Landesar-
beitsgemeinschaften entspricht in der Regel der des jeweiligen Bundeslandes. 

(2) Die Landesarbeitsgemeinschaften konstituieren sich als gemeinnützige eingetra-
gene Vereine. 

(3) Funktion und Aufgabenstellung der Landesarbeitsgemeinschaften auf Landes-
ebene entsprechen Funktion und Aufgabenstellung der BAG SELBSTHILFE auf 
Bundesebene. Die BAG SELBSTHILFE und die Landesarbeitsgemeinschaften unter-
stützen sich gegenseitig auf Bundes- bzw. Landesebene. 

 

§ 7 Mitgliedschaft, Förderer 

(1) Der Verein hat ordentliche, außerordentliche, Ehrenmitglieder und Förderer. 

(2) Ordentliche Mitglieder müssen die in den §§ 2 und 3 genannten Voraussetzungen 
erfüllen. 

Sie müssen darüber hinaus 

a) die Rechtsform eines eingetragenen Vereins haben und  als gemeinnützig 
oder mildtätig anerkannt sein, 

b) die Leitsätze der BAG SELBSTHILFE zum Umgang mit Wirtschaftsunterneh-
men im Gesundheitswesen im Sinne einer Selbstverpflichtung anerkannt ha-
ben, 

c) in der Regel mindestens 500 ordentliche Mitglieder haben; diese Zahl gilt 
nicht für seltene Erkrankungen und Behinderungen im Sinne der europäi-
schen Vorgaben, 
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Bei Organisationen, deren ordentliche Mitglieder nicht natürliche Personen 
(i.S.v. Einzelmitgliedern) sind, ist die Summe der Einzelmitglieder in ihren 
Untergliederungen bzw. der in ihren Untergliederungen organisierten Ver-
einsaktiven ausschlaggebend. Die Mitgliedsverbände sind zur Auskunft über 
die am 31.12. des Bezugsjahres bestehende Anzahl ihrer Einzelmitglieder 
bzw. der in ihren Untergliederungen organisierten Vereinsaktiven jeweils 
zum 31. März des Folgejahres verpflichtet. 

d) in angemessenem Verhältnis zur Mitgliederzahl örtliche Gruppierungen 
(Selbsthilfegruppen) gebildet haben, 

e) in mindestens drei Bundesländern Aktivitäten entfaltet haben, 

f) als Bundesverbände selbst oder mit mindestens einer ihrer Untergliederun-
gen in einer oder mehreren Landesarbeitsgemeinschaften Mitglied sein, 

g) in mindestens einem Gremium der BAG SELBSTHILFE mitarbeiten können. 

Ordentliche Mitglieder können auch solche Selbsthilfeorganisationen sein, wel-
che die obligatorischen Voraussetzungen nach § 7 Abs. 2, S. 1 und 2 erfüllen und 
selbst eine Struktur als Dachverband bestimmter Organisationen und Gruppen 
behinderter und chronisch kranker Menschen aufweisen. 

(3) Über die Aufnahme von ordentlichen Mitgliedern entscheidet die Bundesmitglie-
derversammlung. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen. 

(4) Organisationen von Fachleuten aus Praxis und Wissenschaft aus dem Bereich der 
Behindertenarbeit können als außerordentliche Mitglieder aufgenommen wer-
den. 

(5) Über die Aufnahme außerordentlicher Mitglieder entscheidet die Bundesmitglie-
derversammlung auf Vorschlag des Vorstandes. 

(6) Die Ehrenmitgliedschaft kann an solche Personen verliehen werden, die sich um 
die Unterstützung und Förderung der BAG SELBSTHILFE in besonderem Maße ver-
dient gemacht haben. Sie haben kein Stimmrecht. Das Nähere regelt eine Eh-
rungsordnung. 

(7) Förderer der BAG SELBSTHILFE kann jede natürliche oder juristische Person wer-
den, die bereit ist, die Ziele und Aufgaben der BAG SELBSTHILFE zu fördern. För-
derer unterstützen die Arbeit des Vereins durch finanzielle und andere Zuwen-
dungen. Sie haben keinen Mitgliedsstatus. 
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§ 8 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, nach Auflösung des Mit-
gliedsverbandes oder Verlust der Rechtsfähigkeit oder Gemeinnützigkeit. 

Die Mitgliedschaft endet darüber hinaus automatisch, 

a) wenn eine oder beide der in § 7 Abs. 2 Ziff. a) und b) genannten Vorausset-
zungen entfallen 

b) wenn ein Mitgliedsverband trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung länger 
als drei Monate mit der Zahlung des Beitrages im Rückstand bleibt.  

(2) Der Austritt eines ordentlichen oder außerordentlichen Mitglieds erfolgt durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Bundesvorstand. Er ist nur unter Einhal-
tung einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Schluss des Geschäftsjahres zuläs-
sig.  

(3) Der Bundesvorstand kann ein Mitglied nach Anhörung ausschließen, wenn 

a) ein wichtiger Grund vorliegt, insbesondere wenn das Mitglied den Interes-
sen des Vereins in grober Weise zuwiderhandelt, 

b) ein ordentliches Mitglied die Voraussetzungen der Präambel und der §§ 2 
und 3 nicht mehr erfüllt. 

Gegen den Ausschluss kann das betroffene Mitglied innerhalb einer Frist von vier 
Wochen Einspruch einlegen, über den die nächste Bundesmitgliederversammlung 
abschließend entscheidet. 

 

§ 9 Organe 

Organe der BAG SELBSTHILFE sind die Bundesmitgliederversammlung und der Bundes-
vorstand. 
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§ 10 Bundesmitgliederversammlung 

(1) Die Bundesmitgliederversammlung der ordentlichen Mitglieder ist das oberste 
Organ des Vereins. Sie ist von dem Bundesvorsitzenden / der Bundesvorsitzenden 
mindestens einmal im Jahr einzuberufen. Sie findet in der Regel im zweiten 
Quartal eines Jahres statt. Dem Bundesvorstand obliegt die Entscheidung, ob die 
Mitgliederversammlung als Präsenz-, als Online- oder als Hybrid-Veranstaltung 
(Mischung aus Präsenz- und Online-Versammlung) stattfindet. Die Einberufung 
der Bundesmitgliederversammlung erfolgt in Textform durch den Bundesvorsit-
zenden / die Bundesvorsitzende, im Falle seiner / ihrer Verhinderung durch ei-
nen der stellvertretenden Vorsitzenden unter Wahrung einer Einladungsfrist von 
mindestens vier Wochen bei gleichzeitiger Bekanntgabe der Tagesordnung und 
des Tagungsformats (Präsenz / Online / Hybrid). Die Frist beginnt mit dem auf 
die Absendung der Einladung folgenden Tag. Der Termin der Mitgliederversamm-
lung ist spätestens zwei Monate vor der Versammlung der Mitgliedschaft mitzu-
teilen.  

Begründete Anträge von Mitgliedern zur Tagesordnung sind spätestens sechs Wo-
chen vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand einzureichen und den Mit-
gliedern mit der Tagesordnung bekannt zu geben. 

Später eingehende Anträge können als Dringlichkeitsanträge behandelt werden, 
deren Dringlichkeit und Einbeziehung in die Tagesordnung von der Bundesmit-
gliederversammlung mit einer Mehrheit von ⅔ der abgegebenen gültigen Stim-
men beschlossen werden muss. Ausgenommen von dieser Regelung sind Sat-
zungsänderungen und andere für den Verein bedeutsame Entscheidungen. 

(2) 1. Die Online-Mitgliederversammlung sowie die Hybrid-Mitgliederversammlung 
i.S. des Abs. 2 Nr. 1 sind gegenüber der Präsenz-Mitgliederversammlung i.S. 
des Abs. 1 nachrangig.  

Eine virtuelle oder eine Hybrid-Mitgliederversammlung über die Auflösung 
oder Verschmelzung des Vereins ist unzulässig. 

2. Die bevollmächtigten Vertreterinnen und Vertreter der Mitgliedsverbände 
sowie andere Teilnahmeberechtigte, die im Falle einer Online- oder Hybrid-
Versammlung nicht am Versammlungsort anwesend sind, kommen in einem 
nur für sie mit ihren Legitimationsdaten und einem gesonderten Passwort 
zugänglichen virtuellen Chatroom zusammen. 
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3. Soweit die Bundesmitgliederversammlung als Online- oder Hybrid-Versamm-
lung stattfindet, sollen die Mitglieder bis spätestens sieben Tage vor der 
Veranstaltung anzeigen, ob sie an ihr virtuell teilnehmen. In dringenden 
Fällen kann die Anzeige einer virtuellen Teilnahme auch noch kurzfristig bis 
zur Mitgliederversammlung erfolgen. 

Neben der Anzeige einer virtuellen Teilnahme teilt das Mitglied auch mit, 
wer sie in diesem Falle in der Mitgliederversammlung vertreten wird. Dabei 
gibt der/die Vertreter/in unter Vorlage einer entsprechenden schriftlichen 
Bevollmächtigung seine/ihre für die Übermittlung der Zugangsdaten zu ver-
wendende Mail-Adresse an. 

Dem/der virtuell teilnehmenden Vertreter/in eines Mitgliedsverbandes wer-
den die Internetadresse sowie die Zugangsdaten spätestens drei Tage vor 
der Versammlung per E-Mail mitgeteilt. Das erforderliche Passwort wird 
frühestens am Tag vor der Versammlung per Mail mitgeteilt. 

Der/die Teilnahmeberechtigte verpflichtet sich, die Zugangsdaten und das 
Passwort nicht an einen Dritten weiterzugeben oder einem Dritten eine 
entsprechende Kenntnisnahme zu ermöglichen. Auf diese Verpflichtung ist 
in dem Schreiben, mit dem die Zugangsdaten mitgeteilt werden, ausdrück-
lich hinzuweisen. 

4. Eine virtuelle Abstimmung erfolgt über ein gesondertes Abstimmungstool im 
Bereich der geschlossenen Benutzergruppe. Zugangsdaten und das Passwort 
hierzu werden in der oben beschriebenen Weise an die Berechtigten geson-
dert versandt. Das gewählte Tool muss eine Abstimmung gemäß Abs. 5 er-
möglichen. 

Im Falle einer hybriden Mitgliederversammlung wird das Abstimmungstool 
sowohl von den virtuell teilnehmenden Abstimmungsberechtigten als auch 
von den Abstimmungsberechtigten vor Ort verwendet. 

5. Soweit sich aus den Regelungen des Abs. 2 nichts anderes ergibt, gelten für 
die Einberufung und den Ablauf einer Mitgliederversammlung die weiteren 
Vorgaben des § 10 
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(3) Außerordentliche Versammlungen sind einzuberufen, wenn sie von der Mehrheit 
der amtierenden Bundesvorstandsmitglieder oder mindestens einem Drittel der 
ordentlichen Mitglieder der BAG SELBSTHILFE beantragt werden. 

(4) Der Bundesvorsitzende / die Bundesvorsitzende leitet die Versammlung, im Ver-
hinderungsfall ein anderes von ihm / ihr zu bestimmendes Mitglied des Bundes-
vorstands. Die Bundesmitgliederversammlung kann einen anderen Versammlungs-
leiter / eine andere Versammlungsleiterin bestimmen. 

(5) Jede ordnungsgemäß einberufene Bundesmitgliederversammlung ist beschlussfä-
hig. Jedes ordentliche Mitglied hat eine Stimme. Es kann sich in der Versamm-
lung durch einen schriftlich Bevollmächtigten vertreten lassen. Eine Person darf 
bei Wahlen und Abstimmungen nicht mehr als zwei Mitgliedsverbände vertreten. 
Auf Antrag eines Mitglieds ist geheim abzustimmen. 

(6) 1. Beschlüsse der Bundesmitgliederversammlung werden mit der einfachen 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst, sofern die Satzung 
nicht eine andere Mehrheit bestimmt; Stimmenthaltungen und ungültige 
Stimmen werden nicht mitgezählt. 

2. Für die Wahl des Bundesvorstandes gilt: 

Der Bundesvorsitzende / die Bundesvorsitzende, seine / ihre beiden Stell-
vertreter / Stellvertreterinnen und der Schatzmeister / die Schatzmeisterin 
werden durch Einzelwahl, die übrigen Vorstandsmitglieder werden im Wege 
der Gesamtwahl im Sinne einer zusammengefassten Einzelwahl gewählt, so-
fern nicht ¼ der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder die Einzelwahl 
beantragen.  

Bei der Wahl des Bundesvorstandes ist die in Ziff. 1 genannte Mehrheit le-
diglich für den ersten Wahlgang erforderlich. Kommt diese Mehrheit nicht 
zustande, ist in weiteren Wahlgängen die relative Mehrheit der abgegebe-
nen gültigen Stimmen ausreichend. Erreichen mehr Kandidaten / Kandida-
tinnen die erforderliche Mehrheit als Vorstandssitze vorhanden sind, sind 
die Kandidaten / Kandidatinnen mit den höchsten Stimmenzahlen gewählt. 
Erreichen mehrere Kandidaten / Kandidatinnen die gleiche Stimmenzahl 
und sind nicht genügend Sitze vorhanden, erfolgt eine Stichwahl. 
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3. Einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen gültigen Stimmen bedarf es zu: 

a) Satzungsänderungen, 

b) dem Erlass von Vereinsordnungen, 

c) der Erhebung einer Umlage, 

d) dem endgültigen Ausschluss eines Mitglieds. 

4. Der Beitritt zu einem überregionalen nationalen Verband bedarf einer 3/4-
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 

5. Die Auflösung der BAG SELBSTHILFE kann nur in einer gesondert einzuberu-
fenden Bundesmitgliederversammlung mit einer 3/4-Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen beschlossen werden. 

6. Sofern Beschlüsse zu Gesetzen, Rechtsverordnungen und Erlassen keine 
2/3-Mehrheit erreichen, sind die unterschiedlichen Meinungen der über-
stimmten Mitglieder unter Angabe der Gründe bekannt zu geben. 

(7) Die Bundesmitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Beschlussfassung über die Grundsätze der Arbeit der BAG SELBSTHILFE, 

b) Entgegennahme des Rechenschafts- und Geschäftsberichts des Bundesvor-
stands und seine Entlastung, 

c) Entgegennahme und Genehmigung des Haushaltsplans, 

d) Wahl der Bundesvorstandsmitglieder, 

e) Beschlussfassung über Satzungsänderungen und den Erlass von Vereinsord-
nungen sofern die Satzung nichts anderes bestimmt, 

f) abschließende Entscheidung über die Aufnahme und den Ausschluss von Mit-
gliedern, 

g) Beschlussfassung über die Höhe der Mitgliedsbeiträge. 

(8) Gefasste Beschlüsse sind im Protokoll festzuhalten; das Protokoll ist von dem / 
der Versammlungsleiter / Versammlungsleiterin und dem / der Protokollführer / 
Protokollführerin zu unterzeichnen. 

(9) Beschlüsse können in dringenden Fällen im schriftlichen Verfahren unter Setzung 
einer angemessenen Frist gefasst werden, wobei für die erforderliche Stimmen-
mehrheit die Bestimmungen aus Absatz (6) gelten. Das Ergebnis der im 
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schriftlichen Verfahren gefassten Beschlüsse ist den ordentlichen Mitgliedern 
mitzuteilen. 

 

§ 11 Bundesvorstand 

(1) Der Bundesvorstand besteht aus dem / der Bundesvorsitzenden, zwei Stellvertre-
tern / Stellvertreterinnen, dem Schatzmeister / der Schatzmeisterin und min-
destens einem, höchstens fünf weiteren Bundesvorstandsmitgliedern. Mehr als 
die Hälfte der Vorstandsmitglieder müssen aus dem Kreis der behinderten oder 
chronisch kranken Menschen, deren Eltern oder deren Angehörigen gewählt wer-
den. 

(2) Der Verein wird durch den Bundesvorsitzenden / die Bundesvorsitzende oder ei-
nen / eine der beiden stellvertretenden Bundesvorsitzenden jeweils gemeinsam 
mit einem weiteren Bundesvorstandsmitglied handelnd, vertreten (§ 26 BGB). Im 
Innenverhältnis zwischen Bundesvorstand und Verein ist der erste stellvertre-
tende Bundesvorsitzende / die erste stellvertretende Bundesvorsitzende nur zur 
Vertretung befugt, wenn der Bundesvorsitzende / die Bundesvorsitzende an der 
Wahrnehmung des Amtes verhindert ist, der zweite stellvertretende Bundesvor-
sitzende / die zweite stellvertretende Bundesvorsitzende nur zur Vertretung be-
fugt, wenn sowohl der Bundesvorsitzende / die Bundesvorsitzende als auch der 
stellvertretende Bundesvorsitzende / die stellvertretende Bundesvorsitzende an 
der Wahrnehmung seines / ihres Amtes verhindert sind. 

(3) Die Mitglieder des Bundesvorstandes werden für die Dauer von vier Jahren ge-
wählt. 

(4) Scheidet ein Bundesvorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, so hat der 
Bundesvorstand das Recht auf Selbstergänzung durch Berufung eines neuen Bun-
desvorstandsmitglieds. Die Zahl der auf diese Weise berufenen Bundesvorstands-
mitglieder darf höchstens drei betragen. Die Amtszeit endet mit der nächsten 
Bundesmitgliederversammlung. Die Bundesmitgliederversammlung wählt in die-
ser Versammlung ein neues Bundesvorstandsmitglied für die restliche Amtszeit 
des ausgeschiedenen Vorstandsmitglieds. 

(5) Der Bundesvorstand bleibt bis zur Wahl eines neuen Bundesvorstandes im Amt. 
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(6) Zu den Sitzungen des Bundesvorstands lädt der Bundesvorsitzende / die Bundes-
vorsitzende, im Falle seiner / ihrer Verhinderung einer / eine der stellvertreten-
den Vorsitzenden in Textform unter Wahrung einer Einladungsfrist von 14 Tagen 
bei gleichzeitiger Bekanntgabe der Tagesordnung ein. Die Frist beginnt mit dem 
auf die Absendung der Einladung folgenden Tag. Im Innenverhältnis gilt, dass zu-
nächst der / die stellvertretende Vorsitzende zur Vertretung befugt ist, der / die 
bei den Vorstandswahlen mehr Stimmen auf sich vereinigen konnte.  

Die Sitzungen des Bundesvorstandes können auch virtuell oder als Hybrid-Veran-
staltung (in Präsenz- und Online-Form) stattfinden. Über die Sitzungsform ent-
scheidet der Bundesvorstand gemeinsam in der vorausgehenden Vorstandssitzung 
oder spätestens zwei Wochen vor der Sitzung im Umlaufverfahren. Die / Der 
Bundesvorsitzende teilt die Sitzungsform in der Einladung mit. 

Die Vorstandssitzung in virtueller oder in Hybrid-Form ist gegenüber einer Vor-
standssitzung in Präsenz-Form nachrangig.  

Findet die Sitzung des Bundesvorstandes als Online- oder Hybrid-Sitzung statt, 
finden die Regelungen des § 10 Abs. 2 Nr. 1 - 3 entsprechend Anwendung. 

(7) Die Beschlüsse des Bundesvorstandes werden mit der einfachen Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen 
werden nicht mitgezählt. 

 Der Bundesvorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der amtie-
renden Bundesvorstandsmitglieder anwesend ist. 

 Der Bundesvorstand kann auch auf schriftlichem Wege beschließen. Für Be-
schlüsse im schriftlichen Verfahren ist die Zustimmung von mehr als der Hälfte 
der amtierenden Bundesvorstandsmitglieder zu dem Beschluss erforderlich. Über 
die Bundesvorstandssitzungen ist ein Protokoll anzufertigen, das von dem Proto-
kollführer / der Protokollführerin und von dem Sitzungsleiter / der Sitzungsleite-
rin zu unterzeichnen ist. Der im schriftlichen Verfahren gefasste Beschluss ist in 
der nächsten Bundesvorstandssitzung mit dem Ergebnis der Abstimmung im Sit-
zungsprotokoll zu protokollieren. 

(8) Der Bundesvorstand hat u.a. folgende Aufgaben: 

a) Führung des Vereins, 
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b) Beschlussfassung über den Ausschluss von Mitgliedern, 

c) die Vornahme von Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder 
Finanzbehörden verlangt werden; solche Satzungsänderungen sind den Mit-
gliedern unverzüglich bekannt zu geben, 

d) Erlass von Geschäftsordnungen für die Bundesgeschäftsstelle und die Gre-
mien des Vereins. 

 

§ 12 Kommissionen, Ausschüsse, Arbeitskreise 

Der Bundesvorstand kann zu seiner fachlichen Beratung Kommissionen, Ausschüsse 
und Arbeitskreise berufen. 

Das Nähere kann in einer Geschäftsordnung für die jeweiligen Gremien geregelt wer-
den. 

 

§ 13 Bundesgeschäftsstelle und Bundesgeschäftsführung 

(1) Zur Durchführung ihrer Aufgaben unterhält die BAG SELBSTHILFE eine Bundesge-
schäftsstelle. 

(2) Zur Erledigung der laufenden Aufgaben bestellt der Bundesvorstand eine Bundes-
geschäftsführung, die auf Weisung des Bundesvorstandes arbeitet. 

(3) Der Bundesgeschäftsführer / die Bundesgeschäftsführerin kann als besonderer 
Vertreter nach § 30 BGB in das Vereinsregister eingetragen werden. 

 

§ 14 Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer dazu besonders einberufenen Bun-
desmitgliederversammlung von den stimmberechtigten Mitgliedern beschlossen 
werden. 
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(2) Im Falle der Auflösung des Vereins wird das nach Abzug der Verbindlichkeiten 
verbleibende Vermögen an die ordentlichen Mitglieder der BAG SELBSTHILFE ver-
teilt, die es im Sinne des § 3 der Satzung zu verwenden haben. Die Verteilung er-
folgt - nach vorheriger Anhörung des Finanzamtes - entsprechend dem für die 
letzte Beitragszahlung maßgebenden Schlüssel. 

 

§ 15 Datenschutz 

(1) Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der 
gesetzlichen Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbe-
zogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Ver-
ein gespeichert, übermittelt und verändert. 

(2) Jede / r Betroffene hat das Recht auf: 

a) Auskunft über die zu seiner / ihrer Person gespeicherten Daten, 

b) Berichtigung der zu seiner / ihrer Person gespeicherten Daten, sofern sie 
unrichtig sind, 

c) Sperrung der zu seiner / ihrer Person gespeicherten Daten, wenn sich bei 
behaupteten Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit 
feststellen lässt, 

d) Löschung der zu seiner / ihrer Person gespeicherten Daten, wenn die Spei-
cherung unzulässig war. 

(3) Den Organen des Vereins und allen Mitarbeiterinnen / Mitarbeitern des Vereins 
oder sonst für den Verein Tätigen ist es untersagt, personenbezogene Daten un-
befugt zu anderen als dem zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck 
zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu 
nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten 
Personen aus dem Verein hinaus. 

 

Satzung vom 26. April 1997, zuletzt geändert durch Beschluss der Bundesmitgliederversamm-
lung vom 30. April 2005, Beschluss der Bundesmitgliederversammlung vom 24.04.2010, Be-
schluss der Mitgliederversammlungen vom 31. Oktober 2015, 30. April 2016 und 30. April 
2022. 


